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Hasskommentare in Hessen: Über
56.000 Meldungen seit 2020

Über 56.000 Meldungen zu Hasskriminalität in Hessen seit
2020 zeigen alarmierende Entwicklungen. Innenminister

Poseck fordert mehr Schutz.

Die alarmierende Zunahme von
Hasskriminalität in Hessen

In den letzten viereinhalb Jahren hat sich die Meldestelle
«#HessengegenHetze» als zentrale Anlaufstelle für Opfer von
Hasskommentaren im Internet etabliert. Laut aktuellen
Berichten sind seit ihrer Gründung über 56.000 Meldungen
eingegangen, was ein alarmierendes Zeichen für die
zunehmende Hasskriminalität in der Gesellschaft darstellt.

Statistik und besorgniserregende
Entwicklung

Allein in diesem Kalenderjahr wurden bereits 17.000 Meldungen
verzeichnet, was etwa 30 Prozent der gesamten Meldungen von
2020 bis 2024 entspricht. Diese Zahlen unterstreichen eine
beunruhigende Entwicklung, die nicht nur die politische
Landschaft, sondern auch das soziale Miteinander negativ
beeinflusst.

Besonders betroffen: Die politische Elite

Die Daten belegen, dass insbesondere Politikerinnen und
Politiker stark unter den Hasskommentaren leiden. Rund 58



Prozent der Meldungen wurden als Hate Speech eingestuft. Die
am häufigsten betroffenen Gruppen sind Politiker (24 Prozent),
gefolgt von politisch Andersdenkenden (17 Prozent) und
Jüdinnen sowie Juden (14 Prozent). Dies zeigt, dass der
öffentliche Diskurs von einer zunehmenden Aggressivität
geprägt ist.

Die Rolle politischer Parteien in der Hetze

Hessens Innenminister Roman Poseck äußert sich besorgt über
den Einfluss extremistischer politischer Kräfte, namentlich der
AfD, die zur Verrohung des Dialogs beitrügen. Seiner Meinung
nach verursachen diese Parteien eine Spaltung in der
Gesellschaft, indem sie Hass schüren und negative Stereotypen
gegen Minderheiten fördern. Dies könne zu einer Radikalisierung
führen, die letztlich die Demokratie gefährdet.

Rechtsstaatliche Maßnahmen gegen
Hasskriminalität

Justizminister Christian Heinz hebt die Bedeutung von
rechtlichen Maßnahmen zur Bekämpfung solcher Straftaten
hervor. In Hessen hat die Zentralstelle zur Bekämpfung der
Internetkriminalität (ZIT) bereits circa 700 Verfahren eingeleitet.
Über 45 Prozent dieser Fälle führten zu Geldstrafen oder sogar
Freiheitsstrafen. Die Landesregierung hat somit klare Schritte
unternommen, um gegen die Verbreitung von Hass und Hetze
vorzugehen.

Erweiterung des Meldesystems

Ein weiterer positiver Schritt ist die Erweiterung der Meldestelle,
die es den Bürgerinnen und Bürgern ermöglicht, nicht nur Hass
im Internet, sondern auch extremistische Aktivitäten im realen
Leben zu melden. Aktivitäten, die die Grundwerte der
freiheitlichen Demokratie gefährden, darunter Rassismus und
Antisemitismus, können nun ebenfalls erfasst werden. Diese



Anstrengungen dürften dazu beitragen, ein sichereres und
respektvolleres gesellschaftliches Klima zu fördern.

Fazit: Gemeinschaftliches Handeln ist
erforderlich

Die Entwicklung von Hasskriminalität in Hessen fordert das
Handeln aller Bürgerinnen und Bürger. Die hohe Zahl der
Meldungen zeigt, dass eine Sensibilisierung für diese
Problematik notwendig ist. Ein respektvoller und friedlicher
Diskurs ist von entscheidender Bedeutung, um der
Radikalisierung entgegenzuwirken und die Werte der
Demokratie zu wahren. Nur durch gemeinschaftliches Handeln
und ein wachsendes Bewusstsein kann eine positive
Veränderung erzielt werden.
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